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ie österreichische Politik wurde in den letzten Mo­
naten von heftigen Diskussionen über die Konso­
lidierung des defizitären Bundesbudgets erschüt­

tert Die neue Bundesregierung hatte bei ihrem Amtsantritt 
angekündigt, das Nettodefizit des Bundeshaushalts wäh­
rend der Legislaturperiode von rund 4%% des BIP auf un-

D i e p r i n z i p i e l l e n Ü b e r l e g u n g e n 

ter 3% senken zu wollen. Weiters hatte sie deutlich ge­
macht, daß der primäre Ansatzpunkt dieses Konsoiidie-
rungsvorhabens bei der Ausgabendynamik gesucht wer­
den soll. 

Die Wirtschaftsforschung hat diese Festlegungen unter­
strichen Nicht nur die Option einer Teilnahme Österreichs 
an der Errichtung der Europäischen Währungsunion dürfe 
nicht vereitelt werden, weil eines oder beide fiskalpoliti-
schen Konvergenzkriterien des Maastricht-Vertrages ohne 
Konsolidierung nicht eingehalten würden. Im Vorfeld einer 
solchen gesamtwirtschaftlich höchst unerwünschten 
Eventualität könnte erheblicher Druck auf den bisherigen 
Kurs der Österreichischen Währungspolitik mit kaum ab­
sehbaren Folgen entstehen. Außerdem würde auch in 
einer Nicht-EU-Welt Österreich allen Grund haben, das 
Budget des Bundes besser ins Gleichgewicht zu bringen. 
Eine Kumulierung von Defiziten, also von Neuverschul­
dung, in einer Größenordnung von 4%, 5% des BIP oder 
noch mehr und damit ein Hinaufschnellen des Schulden­
dienstes würden den Bundeshaushalt als Instrument der 
Stabilisierungs- und Allokationspolitik rasch ziemlich wir­
kungslos machen. 

Gleichfalls unterstrichen wurde, daß die Strategie in erster 
Linie auf der Ausgabenseite anzusetzen habe Dies mag 
bereits wie eine politische Wertung erscheinen, denn in­
nerhalb gewisser Grenzen sind Aussagen zur optimalen 
oder maximalen Höhe der Besteuerung nicht wissen­
schaftlich seriös sondern politische Beurteilungen. 

Die Rechtfertigung für die gewählte Strategie der Ausga-
benkürzung kann aus der Beobachtung gewonnen wer­
den, daß die Ausgabendynamik im österreichischen Bun­
deshaushalt längerfristig jene des nominellen BIP, also 
der Leistungskraft der Volkswirtschaft überschreitet 

Die Wirtschaftsforschung hat aus diesen Gründen ihre si­
cher geringen Kräfte im Sinne gesamtwirtschaftlicher In­
teressen eingesetzt und versucht, die ziemlich kieine Zahl 
ihrer Anwälte zu verstärken 

Auf der anderen Seite wurde bewußt, daß wirkungsvollem 
wissenschaftlichem Sukkurs für budgetpolitische Strate­

gien Grenzen gesetzt sind. Die Gründe sind rasch aufge­
zählt: 

1. Das Bundesbudget ist Ausdruck politischer Entschei­
dungen Es wird häufig — nicht ganz zutreffend — als in 
Finanzansätze geronnener Ausdruck der Politik der Regie­
rung bezeichnet (Es gibt auch wirkungsvolle Politik, die 
fast ganz ohne Geld auskommt) Das bedeutet: zumindest 
die Struktur, aber auch die makroökonomisch relevanten 
Aggregate des Budgets unterliegen politischen Prioritä­
tensetzungen und Wertvorstellungen 

Diese können von der Wissenschaft nicht direkt hinterfragt 
werden Der Wissenschaft bleibt grundsätzlich, die ge­
samtwirtschaftlichen Konsequenzen zu untersuchen, nicht 
aber politische Leitlinien vorzuskizzieren. Damit ist sie bei 
der Planung eines budgetpolitischen Kurses nur begrenzt 
hilfreich, außer sie überschreitet ihre Kompetenz, was et­
wa in Deutschland nach unseren Beobachtungen öfter 
vorkommt als in Österreich 

Die Wirtschaftsforschung bewegt sich auf tragfähigerem 
Terrain, wenn sie die gesamtwirtschaftlichen Zusammen­
hänge des Budgets untersucht. Dies bezieht sich auf Kon­
junktur-, Struktur- und Verteilungseffekte. Sie kann auch 
die Konsequenzen des Budgets und insbesondere der 
Neuverschuldung für die künftige Staatsschuldenentwäck-
lung und die Vorbelastung künftiger Haushalte durch die­
se mechanisch leicht berechnen 

Diese Aussagen lieferte das WIFO unter der Annahme, 
daß die Budgetpläne der Bundesregierung in den Grund­
zügen realisiert werden können, bereits im Jänner-Heft der 
Monatsberichte, also lang vor der Beschlußfassung durch 
das Parlament und zu einem Zeitpunkt, als die Konkreti­
sierung im Gange war und nicht unwesentliche Verände­
rungen am ursprünglich geplanten Kurs noch erwartet 
werden mußten Der Zeitpunkt dieser Orientierung er­
schien dennoch zweckmäßig, weil über die Implikationen 
der zur Debatte stehenden Größenordnungen Auskunft 
gegeben werden konnte. 

2 Das WIFO enthielt sich einer Stellungnahme zu den ver­
teilungspolitischen Implikationen des Konsolidierungspa­
kets — nicht nur, weil Verteiiungsfragen, vor allem jene 
nach Verteilungsgerechtigkeit, am deutlichsten von der 
wissenschaftlichen Ebene entfernt sind und zugegebener­
maßen auch weil aktuelle Informationen über die jüngere 
Entwicklung wichtiger Verteilungsstrukturen im Rahmen 
eines laufenden Projekts erst im Laufe dieses Jahres vor­
liegen werden Das könnte dann auch eine diesbezügliche 
Diskussion im Vorfeld der Erstellung des Bundeshaus­
halts 1996 etwas entschärfen ; 

Die Abstinenz von politischen Wertungen bedeutet nicht, 
daß sich die Wirtschaftsforschung auf den Ebenen unter­
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halb der Aggregate der Einnahmen und Ausgaben als ag-
nostisch bekennen müßte Sie kann zunächst ökonomisch 
oder soziai sinnvolle Gliederungen und Strukturen aufzei­
gen ihre Entwicklung analysieren, mit gesamtwirtschaftli­
chen Aggregaten und auch mit ausländischen Beispielen 
vergleichen, wie dies in den jährlichen Budgetanalysen 
des WIFO oder in der gerade genannten neuen Vertei­
lungsstudie der Fall ist. Allein die Ordnung der von kame-
ralistischen Konventionen geprägten Budgetstruktur nach 
wirtschaftlich interpretierbaren Gesichtspunkten ist ein 
Beitrag zur Effizienz der politischen Debatten und Ent­
scheidungen. Insbesondere der Vergleich mit dem Aus­
land kann auf unterschiedlichen Mitteieinsatz und auf un­
terschiedliche Instrumente der Politik hinweisen und damit 
zielführende politische Überlegungen auslösen. 

Die Wirtschaftsforschung kann auf wirtschaftliche und so­
ziale Zusammenhänge eingehen, die die Budgetdynamik 
stark mitbeeinflussen: Konjunkturschwankungen mit auto­
matischen Effekten auf das Budget, Entwicklungen der in­
ternational bestimmten Zins- und Wechselkurslandschaft, 
die sich im Budget niederschlagen müssen, demographi­
sche Perspektiven mit weitgehend unvermeidlichen Kon­
sequenzen für den Sozialaufwand, die Zusammenhänge 
der Lohnpolitik in der Privatwirtschaft mit jener des öffent­
lichen Sektors und vieles andere. 

Schließlich kann sie natürlich unter der Annahme einer po­
litischen Entscheidung oder politischer Alternativen deren 
ökonomische und budgetäre Konsequenzen berechnen 
und extrapolieren Werden der Forschung wirtschaftspoli­
tische Präferenzfunktionen vorgegeben, dann kann sie zu 
bedingten Aussagen gelangen Mit gesamtwirtschaftlichen 
Modellen werden die Implikationen alternativer Entschei­
dungen für volkswirtschaftliche Zielgrößen simuliert 

Das Problem ist freilich nur, daß es explizite Präferenz­
funktionen kaum je gibt, gerade nicht in Österreich, weil 
die politischen Absichtserklärungen oft bewußt vage und 
mehrdeutig sind Beginnt die Wirtschaftsforschung aus 
eigenem Interesse mit solchen Rechnungen, dann kann 
ihr vorgeworfen werden, daß die ausgewählten Fragestel­
lungen und die Annahmen politisch suggestiv wirken 
könnten. Daher ist hier ein geschärftes Bewußtsein der 
politischen Implikationen erforderlich 

3 Ein prinzipielles Hindernis, das wissenschaftlichen 
Analysen der Budgetpolitik entgegenstehen kann, ist die 
Situation der Wirtschaftstheorie in bezug auf die Wir­
kungsweise des Staates. Immerhin besteht zwischen den 
Grundgedanken der Staatsauffassung eines Hayek und 
eines Keynes ein bedeutender Unterschied. Er wird zwar 
von der nichtwissenschaftlichen Diskussion verkannt, 
wenn sie vorgibt, nach Hayek sei der Staat „immer 
schlecht", während Keynes nicht genug Staat gewünscht 
habe Aus heutiger Sicht scheinen beider Staatsmodelle 
jedoch einseitig, unvollständig und nicht in jeder Hinsicht 
aktuell: Keiner der beiden hat etwa das Wirksamwerden 
eines „Überstaates" wie der EU berücksichtigt 

Die moderne Debatte über die Frage „wieviel Staat" wird 
auch auf wissenschaftlicher Ebene nicht ohne ideologi­
sche Einflüsse geführt Das Vordringen von Befürwortern 
der Privatisierung und der Deregulierung ist eine dogmen­
geschichtliche Reaktion auf die Unbekümmerheit und den 

sozialstaatlichen Optimismus der postkeynesianischen 
Epoche Es ist andererseits nicht schwer vorauszusagen, 
daß auch manche Übertreibungen der Deregulierung zu­
rückkorrigiert werden müssen Die generelle Hypothese 
der Unwirksamkeit der Wirtschaftspolitik in der neuen Ma­
kroökonomie der siebziger und achtziger Jahre ist als Ver-
irrung überwunden und durch Annahmen über gelegentli­
che antizipatorische Möglichkeiten der von potentiellen 
Maßnahmen Betroffenen ersetzt 

Im Kern läuft das darauf hinaus, daß der Staat eben nicht 
nur ein ökonomisch bedeutendes Gebilde ist Seine öko­
nomische Seite ist nicht die unwichtigste, aber sie muß in 
manchen politischen Entscheidungen eindeutig zurücktre­
ten 

4 Die Situation der ökonomischen Theorie des Staates ist 
unter anderem auch deshalb so, wie sie ist, weil die empi­
rische Analyse und Nachprüfung der Hypothesen durch 
die Wirtschaftsforschung ganz erhebliche methodische 
Schwierigkeiten macht: Es geht um die Berücksichtigung 
der angebotsseitigen Effekte der Staatsausgaben und 
-einnahmen Veränderungen von Steuern, Zinsen und an­
deren Ausgaben haben neben kurzfristigen und nachfra-
geseitigen auch länger- bis langfristige Konsequenzen für 
die Allokation von Ressourcen, die sich mit den üblichen 
Verfahren der Zeitreihenanalyäe und des ökonometri-
schen Modeilbaus — wegen Multikollinearität — kaum 
von anderen Einflüssen trennen lassen 

So kommt es, daß sich die Politik häufig auf empirisch we­
nig abgesicherte Annahmen stützt, etwa über das 
Crowding-out privater Investitionen, über die investitions­
anregende Wirkung von Steuersenkungen, noch krasser 
über die Wachstumsstimulierung von Bildungsausgaben 
und viele andere derartige Zusammenhänge. Und begreif­
licherweise machen sich auf einem solchen Boden Ideolo­
gien breiter, als ihnen zukommt. 

H i n w e i s e auf d e n 
t o r 's c h u n g s s c h w e i p u n k l 
„ R u d g e t k o n s o l i d i c r u n g " ' 

Die vorstehenden Überlegungen sind nicht als Ankündi­
gung gedacht, daß das Wirtschaftsforschungsinstitut sich 
aus der nicht abgeschlossenen Konsolidierungsdebatte 
heraushalten möchte Sie bedeuten, daß es sich gewisser 
Grenzen bewußt sein muß, um die gegebene wissen­
schaftliche Kompetenz nicht zu überschreiten Wir erken­
nen aber auch deutlich, daß es Arbeitsgebiete gibt, auf 
welchen wir unsere Kompetenz vermehrt einsetzen müs­
sen, um der ungeheuer schwierigen Problematik der Bud­
getkonsolidierung wenigstens die mögliche Unterstützung 
zu geben Dabei ist u a an folgende Themenkreise zu 
denken: 

Die Koordination der makroökonomischen Politik im Rah­
men der EU und des Mechanismus zum Aufbau der Wirt­
schafts- und Währungsunion stellt für Österreich (aber 
auch für die anderen EU-Mitglieder) häufig ganz neue Fra­
gen immerhin wird aufgrund der budgetären Gegebenhei­
ten demnächst auch Österreich der ,in Maastricht" vorge-
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sehenen „excessive deficite procedure" ausgesetzt, und 
dabei werden Fragen zur Sprache kommen, die mit reiner 
Statistik nicht beantwortet werden können Die österreichi­
sche Wirtschaftspolitik wird im WiFO einen Partner finden, 
der die Zusammenhänge — auch die internationalen — 
laufend analysiert 

Ein weiteres Arbeitsgebiet ist in den Konsequenzen und 
wirtschaftspoiitischen Rahmenbedingungen der anstehen­
den wettbewerbspoiitischen Maßnahmen auf den Märkten 
für Energieversorgung, Telekommunikation oder Trans­
portdienste zu sehen. 

Das WIFO wird drittens darangehen, die Effizienz der öf­
fentlichen Dienste eingehender als bisher zu durchleuch­
ten. Im Grunde können im Zusammenhang mit Konsolidie­
rungsbestrebungen zwei Ebenen der Fragestellung unter­
schieden werden: Wie können gegebene wirtschaftspoliti­
sche (und sozialpolitische} Ziele auf der Basis der gege­
benen Institutionen, Instrumente, der gegebenen Organi­
sation, Verhaltensweisen und Technologien am effiziente­
sten erreicht werden? Und: gibt es Effizienzmängel, die 

durch anders konzipierte Instrumente, Organisation usw 
beseitigt werden können, um die gesetzten Ziele mit gerin­
gerem Mitteleinsatz zu erreichen (X-Ineffizienz)? 

Hier wird das Gebiet der Politik- und der Verwaltungsre­
form betreten Die Wirtschaftsforschung als ökonomische 
Wissenschaft fühlt sich berufen, den Gedanken des spar­
samen Mitteleinsatzes, also der Ökonomie zu vertreten 
Sie sollte sich z B. nicht mit der Frage begnügen, welche 
gesamtwirtschaftlichen Wirkungen (Einkommen, Beschäf­
tigung, Preise) die Ausgaben für Infrastruktur direkt auslö­
sen, auch nicht damit, welche Produktivitätssteigerungen 
in der Wirtschaft durch die Benützung der Infrastruktur 
möglich sind, sondern sie muß auch dazu vorstoßen, ob 
sich der Mitleleinsatz für Autobahnen, Amtsgebäude und 
Umweltschutzinvestitionen bei gegebenen Kapazitäten 
und gegebenem Kapazitätsbedarf rentiert und ob sich Al­
ternativen (Schiene statt Straße) anbieten Hier eröffnet 
sich ein großes Arbeitsgebiet, dessen Kosten jedoch 
durch verbesserte politische Entscheidungen leicht her­
eingebracht werden soliten 

Helmut Kramer April 1995 
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